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fluss diese eigentlich konkret haben. In-
sofern bezieht sich der Antrag „Demokra-
tisierung der Demokratie“, der wie das
vorn genannte Konzept auf dem Landes-
parteitag der LINKEN im September zur
Diskussion steht, auf die Sicherung und
Ausweitung von sozialen und politischen
Bürgerrechten (S. 9). Diese Verbindung
stellt deutlich heraus, dass die soziale La-
ge – insbesondere Armut – ganz wesent-
lich die Teilhabemöglichkeiten an dieser
Gesellschaft beeinflusst (Titel S. 4–5). 
In Berlin, unter Rot/Rot, ist die Veranke-
rung von Instrumenten der so genannten
direkten Demokratie in der Landesverfas-
sung bereits Wirklichkeit (S. 8). Dort sind
die Möglichkeiten von Bürgerentschei-
dungen sogar weitestgehend den Befug-
nissen des Parlamentes gleichgestellt. Er-
mutigendes Signal für eine lebendige De-
mokratie – einer Gesellschaft aktiver und
freier Bürger.
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die Ferien sind vorbei und es geht
nun in die gewohnt arbeitsreiche Zeit der
zweiten Jahreshälfte. Die Fraktion der LIN-
KEN im Landtag von Sachsen-Anhalt star-
tet mit ihrem alternativen Entwurf zur
Landesentwicklung (S. 7). Sie reagiert da-
mit auf den Entwurf der Regierungskoali-
tion und dessen Einbringung. In einer so
wichtigen Debatte, wie der um die Le-
bensbedingungen im Bundesland, wurden
nämlich die demokratischen Mitsprache-
rechte der Opposition und der Betroffenen
auf ein Minimum beschnitten. In einem
durch Abwanderung gekennzeichneten
ostdeutschen Flächenland die Lebensqua-
lität auch vor dem Hintergrund knapper
Kassen zu sichern – das ist im Kern Sache
der öffentlichen Daseinsvorsorge, wie sie
die LINKE vertritt. Dazu gehört auch, den
Gemeinden Mitspracherechte einzuräu-
men, die ihnen die jüngste Kreisgebiets-
reform der Koalition gerade beschnitten
hat. Wer über demokratiemüde Bürger
klagt, sollte danach fragen, welchen Ein-

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 
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KAMPAGNE: Die RENTE sichern!

Riester-Rente oder Rente mit 67 – der
neoliberale Umbau der sozialen Siche-
rungssysteme der rot-grünen Bundes-
regierung hat auch vor der gesetz-
lichen Rentenversicherung nicht Halt
gemacht und wird unter der Großen
Koalition unvermindert fortgeführt.
Die Rentenhöhe in Deutschland wurde
auf das niedrigste Niveau der OECD-
Länder gesenkt. Selbst bei lebenslan-
ger Beitragszahlung kann diese gesetz-
liche Rente Armut nicht mehr wirksam
verhindern. DIE LINKE fordert:

• eine gesetzliche Rentenversicherung
für alle Erwerbstätigen.
• die Rücknahme der Rente ab 67. So-
lange keine Möglichkeit für ältere Ar-
beitnehmerInnen auf Teilhabe am Er-
werbsleben besteht, führt ein höheres
gesetzliches Rentenalter zu mehr Er-
werbslosigkeit, deutlich niedrigeren
Renten und somit zu steigender Al-
tersarmut.
• eine steuerfinanzierte Angleichung
der Renten in Ost und West.
• die sofortige Rücknahme der Ries-
ter-Rente. Mehr „Eigenvorsorge“ statt
solidarische Umlagenfinanzierung trägt
zu einer wachsenden Ungleichheit
bei.

Gemeinsam spielend
lernen!
KITA-Kampagne der LINKEN zur 
Kinderbetreuung läuft an 
Die Bundesrepublik Deutschland ist in Sa-
chen Kinderbetreuung ein Entwicklungs-
land. Nachdem zahlreiche Schulleistungs-
untersuchungen und Studien der OECD
und von sozialwissenschaftlichen Institu-
ten den erschreckenden Zusammenhang
zwischen dem Bildungszugang und der
sozialen Situation der Betroffenen nach-
gewiesen haben, wird die Forderung nach
besserer Bildung und Betreuung für Kinder
bereits vor der Schule immer lauter. 
Die Partei DIE LINKE hat auf ihrem Grün-
dungsparteitag eine KITA-Kampagne be-
schlossen, die nun in fast allen Landesver-
bänden unterstützt wird. Unter dem Motto
„Gemeinsam spielend lernen“ soll die
Kampagne vor Ort in den Ländern und
Kommunen mit dem Ziel der besseren
Versorgung mit Betreuungsplätzen geführt
werden. Dabei geht es sowohl um ein
besseres Bildungs- und Betreuungsange-
bot für Kinder und einen Rechtsanspruch
auf Ganztagsplätze unabhängig vom Er-
werbsstatus der Eltern als auch um die
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie für Väter und Mütter.

Kampagnenmaterial: www.die-linke.de
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Die letzte Stadtratssitzung vor der
Sommerpause in der Landeshauptstadt
Magdeburg schlug ein wie ein Blitz – und
das ganz im doppelten Sinne: Während
draußen vor der Rathaustür bereits dunkle
Gewitterwolken aufzogen, stand drinnen
die Wahl von drei Beigeordneten ganz oben
auf der ohnehin prall gefüllten Tagesord-
nung. Neben den Ressorts Kommunale Ver-
waltung/Recht/Umwelt und Wirtschaft
auch das Dezernat für Soziales, Jugend
und Gesundheit, bisher nicht unumstrit-
ten geführt von Beate Bröcker, die, wie
auch alle anderen zur Disposition stehen-
den Beigeordneten – und auch der Ober-
bürgermeister selbst – ein SPD-Parteibuch
hat. DIE LINKE, seit der letzten Kommu-
nalwahl 2004 auch zahlenmäßig stärkste
Fraktion im Stadtrat, wurde bislang in
solchen Personalfragen durch unlautere
Absprachen zwischen SPD und CDU, die
dieses Feld allein untereinander aufteil-

ten, stets außen vor gehalten und igno-
riert. Doch das sollte diesmal nicht gelin-
gen, denn mit Hans-Werner Brüning,
langjähriger und erfolgreicher Fraktions-
vorsitzender, wurde ein starker Kandidat
für das Amt des Beigeordneten für Sozia-
les ins Rennen geschickt, der es verstand,
auch Stimmen aus dem politischen Lager
der FDP, CDU und der Jugendpartei auf
sich zu vereinen. Er überzeugte die deut-
liche Mehrheit des Stadtrates von seinem
Verständnis einer ehrlichen Sozialpolitik,
die sich zuerst auch der Bekämpfung und
Vermeidung der stetig wachsenden (Kin-
der-)Armut widmet. Herzlichen Glück-
wunsch! Damit beginnt im Magdeburger
Rathaus eine neue Ära: Hans-Werner Brü-
ning ist der erste linke Beigeordnete nach
der gesellschaftlichen Wende 1989.
Eine weitere aktuelle Personalentschei-
dung betrifft die Arbeit der Stadtratsfrak-
tion DIE LINKE selbst: Die bisherige Frak-

Hans-Werner Brüning wird 
Sozialdezernent in Magdeburg
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tionsgeschäftsführerin Regina Frömert
beendet ihr aktives Berufsleben und
scheidet damit aus dieser Funktion aus;
ab Oktober 2008 wird Oliver Müller die
Leitung der Magdeburger Fraktionsge-
schäftsstelle übernehmen.

Kein Sommerlochthema und dennoch
ein Aufreger 2008: Um den Datenschutz
in Deutschland ist es nicht gut bestellt.
Eine Erkenntnis, die DIE LINKE im Bun-
destag seit längerem aus den Antworten
der Bundesregierung auf die Anfragen
der Fraktion zum Thema entnommen
hatte.
Der aktuelle Datenschutzskandal ist je-
doch von einer neuen Qualität. Denn
bei dem Handel mit rund 20 Millionen
Datensätzen deutscher BürgerInnen geht
es nicht um ein Geschäft mit einem Rot-
armisten Anfang der 90er Jahre. Dort
boten einige der den Abzug der Truppen
vorbereitenden Soldaten Waffen aller Art
feil. Mit Hilfe der Mafia verliefen diese
Geschäfte im Dunkeln. Ganz öffentlich
und offensiv jedoch ließen sich augen-
scheinlich in den vergangenen Monaten
Kontodaten einer Vielzahl von BürgerIn-
nen kaufen. Ein Geschäft, das nicht nur
für dubiose Firmen seit Jahren ein ein-
trägliches ist.
Die Politik fordert nun härtere Strafen
und ein modernisiertes Datenschutz-
recht. Dass ein solches seit Jahren durch
die Große Koalition hintertrieben wur-

de, ist vielen Medien lediglich eine Fuß-
note wert. Viel interessanter erscheint
da die plötzliche Aktivität beispielsweise
des Vorsitzenden des Innenausschusses,
Sebastian Edathy (SPD), der nun mit
Datenschutzexperten Probleme mit der
Einhaltung des Datenschutzes schnell
beheben möchte. Vergessen scheinen
die Datenschutzverletzungen, die auch
mit seiner Stimme zum Gesetz erhoben
wurden und kurz vor der Beschlussfas-
sung stehen. Gesundheitskarte, E-Pass
und elektronischer Personalausweis,
Bundesmelderegister, Mautdaten und
Anti-Terrorgesetz sind lediglich die be-
kanntesten Schlagworte für den Abbau
des Schutzes der Persönlichkeit durch
den Staat. 
Der Datenschutz wird aber auch mit der
Edathy-Initiative zukünftig nicht für alle
gleichermaßen gelten. Ganz am Ende
stehen die Ärmsten unter uns, wie die
Antwort der Bundesregierung auf eine
aktuelle kleine Anfrage der LINKEN zum
Datenschutz im Bereich Hartz IV offen-
barte. Denn Datenschutz existiert in den
für die Arbeitsvermittlung zuständigen
ARGEn praktisch nicht. So sind weder

Blumenkübel für die Privatsphäre

B e r l i n  i n  S a c h s e n - A n h a l t  –  d i e  B u n d e s t a g s r u b r i k

Einzelzimmer für persönliche Gespräche
vorgeschrieben, noch existiert eine bun-
desweite Datei über erfolgte Hausbesu-
che bei Arbeitssuchenden, die Gründe
wie Ergebnisse enthält. Datenschutzbe-
auftragte, wie es seit Jahren gefordert
wird, gibt es in den einzelnen Ämtern
nicht. Lediglich bei der Bundesagentur
für Arbeit in Nürnberg selbst sitzen eini-
ge tapfere Beauftragte. Auch die Tatsa-
che, dass Arbeitssuchende bei der Vor-
lage ihrer Kontoauszüge bestimmte
Stellen dieser schwärzen dürfen, scheint
kaum bekannt gemacht worden zu sein.
Weder unter den Arbeitssuchenden, noch
unter den MitarbeiterInnen der ARGEn. 
Und so sind die ARGEn vermutlich das
Parkett für den größten Datenhandel in
der Republik, denn persönliche Daten
lassen sich durch „Blumenkübel“ in ei-
nem Großraumbüro kaum privat halten.
Diese hatte die Bundesregierung aber
zum Schutz personenbezogener Daten
der Hartz IV-Empfänger als geeignetes
Mittel bezeichnet. 

Jan Korte ist der
Datenschutzbeauftragte 
der Fraktion DIE LINKE und
Mitglied des Bundestages
seit 2005. 
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Wenn von Armut oder gar von Kin-
derarmut gesprochen wird, so stellen wir
uns diese vor allem in den Ländern der
Dritten Welt vor, aber gewiss nicht in der
Bundesrepublik, zumal Deutschland im-
mer noch zu den wohlhabendsten Län-
dern der Welt gehört. Tatsache jedoch ist,
dass immer mehr Kinder und Jugendliche
hierzulande in materieller Not aufwach-
sen. Laut dem „Kinderreport 2007“ habe
sich die Kinderarmut seit der Einführung
von Hartz IV im Jahr 2005 verdoppelt.
Demnach leben derzeit 2,5 Mio. Kinder in
Armut. Der 2. Armuts- und Reichtumsbe-
richt des Landes Sachsen-Anhalt schätzt,
dass mittlerweile ein Drittel der unter 15-
Jährigen hierzulande von Armut betroffen
ist.
Tatsache ist auch, dass Kinder immer
häufiger arm sind als Erwachsene! Trotz
sinkender Geburtenrate ist die Kinderar-
mut im vergangenen Jahrzehnt deutlich
schneller gestiegen als die Armutsrate im
Schnitt der Bevölkerung. „Man spricht von

einer ‚Infantilisierung von Armut‘“, so der
Sozialforscher Prof. Dr. Christoph Butter-
wegge. Sprich: Armut hat ein Kinderge-
sicht. Besonders beklemmend dabei ist,
dass Kinder und Jugendliche sich ihrer La-
ge sehr wohl bewusst sind. Eine Studie
des Kinderhilfswerkes World Vision aus
dem Jahr 2008 zeigt, dass schon Kinder
im Alter von acht bis elf Jahren aus sozial
schwachen Haushalten sich auch für ihr
gesamtes folgendes Leben als benachtei-
ligt einschätzen. Hat ein Kind erst einmal
schlechte  Startchancen, so prägen diese
alle Lebensbereiche und „wirken wie ein
Teufelskreis. Wie ein ,roter Faden‘ zieht
sich eine Stigmatisierung und Benachtei-
ligung dieser Kinder durch das ganze Le-
ben hindurch,“ so die Einschätzung der
World Vision Studie.
Kinderarmut hat im Laufe der Zeit ihr Ge-
sicht verändert. Von extremem Hunger,
Obdachlosigkeit oder Verelendung kann
heute gewiss nicht mehr die Rede sein.
Diese als absolut bezeichnete Armut hat

die moderne Gesellschaft weitestgehend
überwunden, da unsere sozialen Siche-
rungssysteme eine lebensnotwendige
Grundversorgung gewährleisten. Heute
wird im Allgemeinen von einer relativen
(Einkommens-) Armut von Kindern ge-
sprochen. Die Armutsgrenze definiert sich
dabei anhand des Verhältnisses des indi-
viduellen Einkommens zu einem ermittel-
ten Durchschnittseinkommen (Median-
einkommen). Demnach wachsen Kinder in
relativer Armut auf, wenn sie in Haushalten
leben, die mit weniger als 60 Prozent des
Medians auskommen müssen. Auf Sach-
sen-Anhalt bezogen heißt dies, dass Per-
sonen als armutsgefährdet eingestuft
werden, wenn sie über weniger als 744
Euro verfügen. Hierzulande sind davon
besonders Kinder von Alleinerziehenden
betroffen. 
Ein anderer Ansatz bezeichnet diejenigen
als arm, die auf Sozialleistungen ange-
wiesen sind. Laut dem 2. Armuts- und
Reichtumsbericht des Landes Sachsen-
Anhalt lebt jedes dritte Kind in einer so
genannten Bedarfsgemeinschaft und da-
mit in strenger Armut. Als Folge des fi-
nanziellen Mangels bedeutet Kinderarmut
in erster Linie „den Ausschluss aus vielen
sozialen und kulturellen Lebenszusam-
menhängen junger Menschen“, was „da-
mit auch die Chancengleichheit in der
Gesellschaft nachhaltig beeinträchtigt“,

Armut hat ein 
Kindergesicht 
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Handlungsbedarf besteht. Für Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft muss es
grundsätzlich von Interesse sein, der Kin-
derarmut entgegen zu treten, zumal sich
die Folgen in allen Bereichen der Gesell-
schaft langfristig bemerkbar machen wer-
den. Gemeint ist etwa der heute schon so
laut beklagte Fachkräftemangel. Andere
Wissenschaftler weisen darauf hin, dass
Armut unter Kindern und Jugendlichen zu
erhöhter  Kriminalität, Gewalt und Ag-
gression führen kann und damit langfris-
tig Kosten für Drogen- und Gewaltbe-
kämpfung nach sich ziehen können.
Wie kann der Kinderarmut begegnet wer-
den? Eine wesentliche Ursache für Armut
und damit auch für Kinderarmut ist in der
derzeitigen Arbeitsmarktpolitik festzuma-
chen. Trotz Vollzeitbeschäftigung können
immer mehr Menschen ihren Lebens-
unterhalt ohne staatliche Unterstützung
nicht mehr bestreiten. Die Frage nach ei-
nem existenzsichernden Mindestlohn
muss hier neu gestellt werden. Andere
Ansätze beziehen sich auf eine materielle
Existenzsicherung von Kindern in Form ei-
ner Kindergrundsicherung. Grundbedürf-
nisse wie eine ausreichende Ernährung
oder die Möglichkeit an schulischen oder
außerschulischen Veranstaltungen teilzu-
nehmen, dürfen nicht vom Einkommen
der Eltern abhängig gemacht werden. An-
dere Forderungen beziehen sich auf eine
Ganztagsbetreuung für alle Kinder unab-
hängig vom Erwerbsstatus der Eltern. Die
Handlungsspielräume in der Kommune,
im Land und im Bund sind verschieden.
Aber sie bestehen und sie müssen drin-
gend genutzt werden! 
Hierzu wird die Fraktion DIE LINKE im
Landtag von Sachsen – Anhalt am 27. Sep-
tember 2008 mit ExpertInnen und Politi-
kerInnen (Prof. Dr. Butterwegge, Gerda
Holz, Heidi Knake-Werner, Andreas Henke,
Uwe Sandvoss) auf der Fachtagung „Allen
Kindern eine Zukunft geben – Strategien
gegen Kinderarmut“ diskutieren und Lö-
sungsansätze suchen. Alle Interessierten
sind hierzu herzlich eingeladen!

so Prof. Dr. Christoph Butterwegge. Am
deutlichsten schlägt sich dies im Bil-
dungsverlauf und in der Schulkarriere ei-
nes Kindes nieder. Studien zeigen, dass
sozial benachteiligte Kinder seltener hö-
here Schulen besuchen. Lernen 18 Pro-
zent der Kinder aus der so genannten
Oberschicht an einem Gymnasium, so ist
dies in der so genannten Unterschicht nur
1 Prozent. Die World Vision Studie stellt
heraus, dass sich der Effekt der Her-
kunftsschicht noch deutlicher zeigt, wenn
Kinder nach dem von ihnen gewünschten
Schulabschluss gefragt werden. Nur 20
Prozent der Kinder aus der Unterschicht
streben nach einem Abitur als Abschluss,
dagegen sind es 81 Prozent der sozial
besser gestellten Kinder. Ein Ergebnis mit
fatalen Folgen! Bildung und Ausbildung
spielen eine wesentliche Rolle bei der Ar-
mutsvermeidung. Je höher der Bildungs-
abschluss, umso niedriger die Armutsge-
fährdungsquote und umgekehrt. Unser
Schulsystem schafft es jedoch nicht, für
eine Chancengleichheit zu sorgen und die
soziale Herkunft weitestgehend auszu-
blenden. Im Gegenteil: der soziale Status
wird vererbt und damit auch die Kinder-
armut! 
Die Schichtabhängigkeit zeigt sich auch
im Freizeitverhalten eines Kindes. Nur 47
Prozent der Kinder aus den unteren
Schichten gehen einer Freizeitbeschäfti-
gung nach. Es sind aber die Kinder aus
der Oberschicht, „die auch in den Sport-
vereinen, denen eigentlich eine wichtige
soziale Integrationsfunktion zugeschrie-
ben wird, dominieren“, so der Sozialwis-
senschaftler Klaus Hurrelmann. Sozial be-
nachteiligte Kinder hingegen bleiben im-
mer häufiger in isolierten Wohnvierteln
unter sich. 
Die Folgen der Kinderarmut lassen sich
inzwischen auch am gesundheitlichen
Zustand eines Kindes erkennen. So häu-
fen sich die Fälle von Übergewicht und
psychischen und emotionalen Proble-
men. Der Zahn- und Impfstatus ist deut-
lich schlechter als bei ihren Altersgenos-
sen aus anderen sozialen Schichten. Arme
Kinder sind laut Studien oft in ihrer kör-
perlichen Entwicklung zurückgeblieben
und ernähren sich ungesünder. „Kinder
aus Familien, die arm sind, fallen uns als
erstes an ihrer Brottasche auf.“, so der
Kommentar einer Erzieherin. Ganz zu
schweigen von den Kindern, die sich gar
keine Mahlzeit in Kita oder Schule leisten
können. Die Zahl der Essengeldschuldner
ist dramatisch gestiegen.
Die Fakten und Zahlen dieser Studien
machen mehr als deutlich, dass dringend
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Eva von Angern
ist kinder-, jugend- und fami-
lienpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE im Landtag
von Sachsen-Anhalt.

FACHTAGUNG
Allen Kindern eine Zukunft geben –
Strategien gegen Kinderarmut
am 27. September 2008 
im Landtag von Sachsen-Anhalt

10.00 Uhr Begrüßung
Eva von Angern, kinder-, jugend- 
und familienpolitische Sprecherin

10.05 Uhr Grußwort
Wulf Gallert, Fraktionsvorsitzender
DIE LINKE

10.15–10.45 Uhr Einstieg in das 
Thema Kinderarmut
Christoph Butterwegge, 
Universität Köln: Kinderarmut in 
einem reichen Land

10.45–11.45 Uhr Handlungs-
strategien auf Bundesebene
Gerda Holz, ISS Frankfurt am Main:
Allen Kindern eine Zukunft geben
Katrin Kunert, MdB: Kindergrund-
sicherung – Ein Netz für alle Kinder

11.45–12.45 Uhr Handlungs-
strategien auf Landesebene
Heidi Knake-Werner, Senatorin für
Integration, Arbeit und Soziales
Berlin: Leere Kassen – arme Kinder?
Eva von Angern, MdL: Strategien 
gegen Kinderarmut in Sachsen-Anhalt

12.45–13.30 Uhr Mittag 
(im Landtag möglich)

13.30–14.30 Uhr Handlungs-
strategien in der Kommune
Andreas Henke, Oberbürgermeister
der Stadt Halberstadt: Städte 
brauchen Kinder
Uwe Sandvoss, Projektleiter 
„Armutsprävention“ der Stadt 
Dormagen: Kindeswohl als Leitidee
einer Kommune

14.45 Uhr Kaffeepause

15.15–16.00 Uhr Abschlusspodium
mit den ReferentInnen
Moderation: Eva von Angern

Anmeldung bis 22.09.2008
Fraktion DIE LINKE im Landtag 

von Sachsen-Anhalt

Eva von Angern

Domplatz 6–9

39104 Magdeburg
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von der jetzigen Koalition aus CDU und
SPD als auch von der Vorgängerkoalition
versäumt worden. Die Folgen dieser Poli-
tik werden in Sachsen-Anhalt in einigen
Jahren drastisch zu spüren sein. Es wird
einen harten Kampf um die Studienabsol-
venten auf dem bundesweiten Arbeits-
markt geben. Ob unser Bundesland dabei
die attraktivsten Bedingungen zu bieten
hat, um die jungen Lehrerinnen und Leh-
rer hierher zu locken, ist mehr als frag-
lich. Egal, auf welchen Personalbestand
sich die Landesregierung aktuell verstän-
digt hat oder noch verständigen wird, die
entscheidende Frage wird die Besetzung
dieser Stellen sein. Sollte sich an der per-
sonellen Vorsorge in diesem Bereich nicht
unmittelbar etwas ändern, ist heute
schon klar: Das Schulnetz wird langfristig
überhaupt nur zu sichern sein mit einer
Flexibilisierung des Lehrkräfteeinsatzes
und einer Verlagerung der Entschei-
dungsbefugnisse in die Kommunen.
DIE LINKE schlägt darum in ihrem Leitbild
zur räumlichen Gliederung der Öffent-
lichen Daseinsvorsorge vor, von starren
Vorgaben zu Mindestgrößen von Schulen
oder Zügigkeiten abzugehen und statt-
dessen den Landkreisen, basierend auf den
vorhandenen Schülerzahlen, ein Budget
von Lehrerarbeitszeit zuzuweisen. Das da-
durch zur Verfügung gestellte Personal soll
von den Landkreisen selbständig einge-
setzt werden. Ein solches Modell wird in
Thüringen seit Jahren erfolgreich prakti-
ziert. Darüber hinaus regen wir an, not-

Schulen sind ein zentraler Bestand-
teil der öffentlichen Daseinsvorsorge –
mehr noch: sie gelten weit über den
Unterricht hinaus als wichtiger Anker-
punkt für Städte und Gemeinden. Nicht
zuletzt darum waren die vielen Schul-
schließungen der letzten Jahre fast immer
ein vor Ort kontrovers diskutiertes The-
ma. Die Linkspartei hatte bereits in der
letzten Legislaturperiode eigene Vor-
schläge für die Schulnetzplanung auf den
Tisch gelegt. Diese hätten zwar auch
nicht verhindert, dass Schulen aufgrund
der dramatisch gesunkenen Schülerzah-
len hätten geschlossen werden müssen,
jedoch wären die Einschnitte mit unse-
rem Konzept nicht so radikal ausgefallen.
Eine politische Mehrheit war dafür nicht
zu finden.
Die Koalition aus CDU und SPD verstän-
digte sich 2006 in ihrem Koalitionsvertrag
darauf, in Zukunft weitere Schulschlie-
ßungen möglichst zu verhindern. Aber eine
Ankündigung allein ist noch lange keine
praktische Politik. In der Tat werden an-
gesichts bundesweit ungünstiger Rah-
menbedingungen und landespolitischer
Fehlentscheidungen der letzten Jahre er-
hebliche Anstrengungen vonnöten sein,
Bildung in hoher Qualität und für alle er-
reichbar langfristig im Land zu sichern.
Dabei ist vor allem eines von besonderer
Bedeutung: Bei der Schulnetzplanung
steht Sachsen-Anhalt vor einem Paradig-
menwechsel. Waren nach 1990 die zurück-
gehenden Schülerzahlen maßgeblicher
Faktor, werden es in den kommenden
Jahren die zur Verfügung stehenden Leh-
rerinnen und Lehrer sein. Bundesweit ist
aufgrund der Altersstruktur der Beschäf-
tigten mit einem erheblichen Ersatzbe-
darf zu rechnen, im Westen sogar noch
mehr und früher als im Osten. Ein Groß-
teil der Lehrkräfte wird beginnend etwa in
der Mitte der nächsten Dekade aus dem
Schuldienst ausscheiden. Um darauf an-
gemessen zu reagieren, wären schon
längst ein massiver Ausbau der Ausbil-
dungskapazitäten an den Hochschulen
und in der zweiten Phase der Lehramts-
ausbildung sowie eine deutliche Verbrei-
terung des Einstellungskorridors notwen-
dig gewesen – beides ist jedoch sowohl

wendige Synergieeffekte vor allem in den
ländlichen Gebieten dadurch zu erschlie-
ßen, dass Schulstandorte noch stärker als
bisher als Kristallisationspunkte für zivil-
gesellschaftliche Strukturen und kulturel-
le Angebote verstanden und genutzt wer-
den. Denkbar sind hier beispielsweise die
Verbindung von Schule und Bibliothek
oder von Schule und Freizeiteinrichtun-
gen.
Die Bundeskanzlerin hat das „Bildungs-
land Deutschland“ ausgerufen. Wunsch
und Wirklichkeit klaffen jedoch meilen-
weit auseinander. Personalabbau und
Haushaltskonsolidierung werden – auch
in Sachsen-Anhalt – zunehmend zum
Selbstzweck. Unbeantwortet bleibt allzu
oft die Frage, welche Aufgaben eigentlich
vom Personal des öffentlichen Dienstes
erledigt werden sollen. Gute Bildungspo-
litik entwickelt sich nicht über eine Tabel-
lenkalkulation des Finanzministers. Und
Generationengerechtigkeit entscheidet
sich nicht allein an der Verschuldung,
sondern ausdrücklich auch daran, was wir
heute in die zukünftige Generation inves-
tieren. Eine solide personelle und sächli-
che Ausstattung der Schulen ist darum
Kernaufgabe zukunftsfähiger Politik.

Paradigmenwechsel in der
Schulnetzplanung

Matthias Höhn ist der 
bildungspolitische Sprecher
der Landtagsfraktion 
DIE LINKE.

Fehlen den Schulen die Schüler oder ist es umgekehrt?
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Die Landtagsfraktion hat sich ent-
schlossen, dem Landesparteitag einen
umfangreichen Antrag zu einer Novelle
des Landesentwicklungsplanes vorzule-
gen. 
Das mag die Frage provozieren, warum
wir inmitten großer politischer Umbrüche
– in der eigenen Partei wie auch in der
gesamten Bundesrepublik – ein Thema
aufgreifen, das gemeinhin nur für wenige
Fachleute interessant ist. Aber – mit der
Landesentwicklungsplanung werden ent-
scheidende Weichenstellungen für die
Lebensverhältnisse der Menschen in den
verschiedenen Regionen des Landes vor-
genommen, daher der Titel „Leitbild zur
räumlichen Gliederung der Öffentlichen
Daseinsvorsorge in Sachsen-Anhalt“. 
Laut Koalition soll der neue Landesent-
wicklungsplan bis zum Ende der Legisla-
turperiode diskutiert und dann beschlos-
sen werden. Für uns als Oppositionsfüh-
rerin ist es da wichtig, mit einem klaren
Konzept in die Diskussion zu gehen. Un-
sere zentrale Zielstellung lautet, gleich-
wertige Lebensbedingungen in allen Re-
gionen des Landes zu erhalten bzw. zu
erreichen. Das ist deshalb wichtig, weil
neoliberale Modelle der Landesentwick-
lung davon ausgehen, dass aufgrund der
sinkenden Bevölkerung viele Angebote
der Öffentlichen Daseinsvorsorge auf im-
mer weniger Gemeinden zu konzentrieren
sind mit der Folge, dass große Teile Sach-
sen-Anhalts nur noch unzureichend mit
notwendigen Angeboten abgedeckt und
diese dann einem kontinuierlichen Nie-
dergang überlassen würden. 
Wir hingegen streben an, dass alle fünf
Planungsregionen des Landes eigenstän-
dig mit hochwertigen Angeboten eines
Oberzentrums versorgt werden müssen
und dass deshalb beispielsweise die
Städte Halberstadt und Stendal in die Liga
der Oberzentren aufzunehmen sind. Das
Rückgrat  der Öffentlichen Daseinsvorsor-
ge in Sachsen-Anhalt aber muss ein dich-
tes Netz von Mittelzentren sein, die von
jedem Ort des Landes gut mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln zu erreichen sind.
Diese Erreichbarkeit ist für uns deutlich
wichtiger als eine Mindesteinwohnerzahl
in diesen Städten. 

Unser Konzept verzichtet darauf, Grund-
zentren festzulegen. Nach der von der Koa-
lition beschlossenen Gemeindegebietsre-
form wird es ab dem Jahr 2010 nur noch
politische Gemeinden mit mindestens
10.000 Einwohnern geben. Dies ist genau
die Größenordnung, die aus unserer Sicht
für ein Grundzentrum angemessen ist. Wir
verzichten jedoch darauf, innerhalb die-
ser neuen Gemeindestruktur einen zen-
tralen Ort als Grundzentrum festzulegen.
Die räumliche Gliederung der Grundver-
sorgung – die Verteilung von Kindergär-
ten, Schulstandorten, Sportstätten, Arzt-
praxen und Verwaltungen der Gemeinde –
soll vollständig in die Hand der Gemeinde-
vertretungen gelegt werden. Deswegen
sprechen wir nicht mehr von Grundzen-
tren, sondern von grundzentralen Versor-
gungsräumen, die mit dem jeweiligen
Gemeindegebiet identisch sind. 
Aus dem Konzept ergeben sich Konse-
quenzen für fast alle Politikbereiche: für die
Struktur der öffentlichen Verwaltung, die
Organisation des öffentlichen Verkehrs,
die Gestaltung des kommunalen Finanz-
ausgleichs, die Schulpolitik und viele an-
dere Themenfelder. Das wird im letzten
Teil des Antrages detailliert erläutert. 
Mit unseren Vorstellungen haben wir be-
reits jetzt erste Erfolge erzielt. Ging die
Landesregierung in ihrem Kabinettsbe-
schluss vom März 2008 ursprünglich da-
von aus, die Kriterien für die Mittelzen-
tren anhand der Einwohnerzahlen so eng
zu ziehen, dass sie nur noch auf 12 Städ-
te zutreffen würde, hat sie dies unlängst
wieder aufgehoben und liegt jetzt viel nä-
her an unserem Konzept. 
Wir wollen nach dem Parteitagsbeschluss
in eine breite gesellschaftliche Debatte
über die räumliche Gliederung der Öf-
fentlichen Daseinsvorsorge eintreten,
allerdings nicht nur auf Landesebene, das
muss vor Ort durch die Kreisverbände und
kommunalen Abgeordneten organisiert
werden. Wir sehen in unserem Konzept
auch ein gutes Material für unsere Wahl-
programme zu den Kommunalwahlen
2009. 
Wir haben uns in diesem Antrag absicht-
lich auf die Fragen konzentriert, die in der
Bevölkerung vor allem aufgrund der er-

lebten Abwanderung und des Geburten-
rückganges am stärksten diskutiert wer-
den: „Wie lange gibt es noch ein Kran-
kenhaus in meiner Stadt?“, „Werden die
Schulwege noch länger?“, „Werde ich in
meinem Dorf noch ausreichend ärztlich
versorgt?“. Deshalb glauben wir, dass
dieses Papier wichtig für die gesamte Par-
tei ist und nicht nur für einige wenige
Fachleute. 
Ich hoffe auf eine intensive Diskussion,
gerade auch wegen der Aussagen in un-
serem Beschlusstext, die außerhalb und
innerhalb unserer Partei strittig sind. Ein
solcher Streit ist kein Makel, sondern Aus-
druck eines hohen Niveaus in unserer
Partei bei der Behandlung solcher exis-
tenziellen Fragen, die das Leben in unse-
rem Land maßgeblich bestimmen. 

Das Konzept im Internet:
http://www.dielinke-sachsen-
anhalt.de/partei/parteitage

Konzept der LINKEN 
zur Landesentwicklung

Wulf Gallert
ist der Vorsitzende der 
Fraktion DIE LINKE im Land-
tag von Sachsen-Anhalt.
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die Stadt in die Spitzenposition des
bundesweiten Rankings „Direkte Demo-
kratie“ gehoben hat. Vorher war Berlin
das einzige Bundesland, in dem es direk-
te Demokratie in den Bezirken nicht gab
und wo die Möglichkeiten auf Landes-
ebene – also Volksinitiativen, Volksbe-
gehren und Volksentscheide – mit solchen
Hürden versehen waren, dass sie noch nie
angewendet wurden. Die Ergebnisse zur
Veränderung dieser Situation können sich
sehen lassen: Die Bürgerinnen und Bürger
können selbst entscheiden, wozu die Be-
zirksverordnetenversammlung (BVV) Be-
schlüsse fassen kann; Ausschlussgründe
gibt es nicht. Festgelegt wurden sehr mo-
derate Beteiligungsquoren, in vielen Fäl-
len ein Novum im Bundesvergleich. 
In Berlin sind Bürgerentscheide nicht aus-
geschlossen, wenn sie Auswirkungen auf
den Haushalt haben bzw. nicht mit der
Pflicht zu finanziellen Deckungsvorschlä-
gen gekoppelt. Ein aktuell laufendes KITA-
Volksbegehren hätte allerdings Auswir-
kungen auf den Landeshaushalt in drei-
stelliger Millionenhöhe. Damit hat das
Volksbegehren erheblichen Einfluss auf
das Budgetrecht des Parlaments  und wur-
de deshalb vom Senat als unzulässig ab-
gelehnt. Dies zwingt die LINKE in den
Spagat, die inhaltlichen Überlegungen
der Initiative zu teilen und gleichzeitig die
Ablehnung des Senates mittragen zu
müssen. 
Es sind nicht nur Erfahrungen wie diese,
die zur Einschätzung der Fraktion in Ber-
lin führt, sich selbst in der Regierungsver-
antwortung als lernendes System zu be-
greifen. Nicht jede  Entscheidung der
Vergangenheit würde man so noch einmal
treffen, deutet die Fraktionsvorsitzende
Claudia Bluhm an. Andererseits, und das
ist eine Parallele beider Bundesländer, die
Spielräume, ob in Opposition, Tolerierung
oder in einer Koalition, sind begrenzt.
Nicht nur die Probleme eines Seniorpart-
ners haben dann auch schnell Einfluss auf
das eigene Agieren. 
Die Senatorin für Integration, Arbeit und
Soziales, Heidi Knake-Werner, macht
noch auf ganz andere Beschränkungen
aufmerksam. Die erfahrene Politikerin der
LINKEN wirbt im bundespolitischen Rah-
men für das Zusammenziehen aller För-
der- und Transfergelder der Arbeitslosen-
unterstützung, um Beschäftigungsverhält-

Über sechs Millionen Euro Zinsen
werden täglich (!) an die Banken gezahlt,
die Hauptgläubiger des Landes Berlin
sind. 50 Milliarden Euro Schulden insge-
samt waren angesammelt, ehe SPD und
PDS 2002 die Regierung übernahmen.
Diese Summe drückt bis heute der Politik
in Berlin den entscheidenden Stempel auf
– Haushaltskonsolidierung war die Prio-
rität der ersten Legislatur von Rot/Rot.
Auch heute noch bestimmt die finanzielle
Situation den Rahmen für das Handeln
der Senatorinnen und Senatoren – ver-
gleichbar mit der angespannten Lage in
vielen Ländern und erst recht in den
Kommunen – aber auch in besonderer
Schärfe. 
Der vom Regierenden Bürgermeister
Klaus Wowereit (SPD) geprägte Slogan
„arm aber sexy“ ist längst zum geflügel-
ten Wort geworden. Ernster als das Stadt-
marketing sie thematisieren kann, wur-
den die Probleme der Landespolitik auf
einer besonderen Sitzung der LINKEN An-
fang September 2008 erläutert. Die Frak-
tion im Abgeordnetenhaus Berlin hatte
die Genossen aus Magdeburg eingeladen,
um über Möglichkeiten und Grenzen lin-
ker Regierungspolitik ins Gespräch zu
kommen. Die Berliner stellten ausgewähl-
te Projekte und ihre Umsetzung in einer
gemeinsamen Fraktionssitzung im Abge-
ordnetenhaus zur Diskussion.
Es ergeben sich wenige Spielräume in der
nunmehr zweiten Legislatur von Rot/Rot
seit 2006. DIE LINKE setzt (nicht nur) in
Berlin auf Entwicklungen im Bildungsbe-
reich, im Bereich der öffentlich geförder-
ten Beschäftigung und der Stärkung der
Bürgergesellschaft. „Eine Schule für alle“
ist in Sachsen-Anhalt noch Vision. In Ber-
lin ist die Gemeinschaftsschule gerade als
Pilotprojekt mit 17 Schulen gestartet.
Mittlerweile gibt es für das gemeinsame
Lernen aller Kinder Zustimmung bei
knapp 50 Prozent der Einwohner Berlin,
und das unter den Bedingungen der
durch die deutsche Teilung geprägten
unterschiedlichen Mentalitäten in der
Stadt. Die LINKE in Sachsen-Anhalt stellt
gerade einen Demokratieantrag an den
Landesparteitag, in Berlin ist bereits
2005 ein umfassendes Paket mit plebiszi-
tären Elementen verabschiedet worden.
Vor allem auf Initiative der PDS wurde ein
Koalitionsprogramm verabschiedet, das

nisse einzurichten, die existenzsichernd
und sozialversicherungspflichtig sind.
Diese Zusammenlegung ist nach Bundes-
recht gar nicht möglich – ein Umstand, der
bei den meisten Politikern dazu geführt
hätte, die Idee ad acta zu legen. Knake-
Werner dagegen findet ein alternatives
Konzept der Finanzierung und macht wei-
ter – für einen Paradigmenwechsel in der
Beschäftigungspolitik – bundesweit. An
diesen Stellen wird Regieren zur Chance,
nicht nur für die Einwohnerinnen und Ein-
wohner Berlins, und nicht nur für die eige-
nen Konzepte der LINKEN. 
Der Berliner Landesvorsitzende der LIN-
KEN, Klaus Lederer, stellt die Handlungs-
maxime im Verlauf des Tages klar. Die Po-
litik der LINKEN muss sich der Diskussion
stellen, inwieweit sie den Weg in eine
völlig veränderte Gesellschaft, ökonomisch
und sozial, befördern kann. Die Verbin-
dung von Kritik und Realpolitik mit über
das Heute hinausreichendem Denken, so
hieß das mal im strategischen Dreieck der
PDS. Das bedeutet im Bereich des öffent-
lichen Dienstes schmerzhafte Einschnitte,
will man keine Neuverschuldung zulassen,
also die tägliche Zinsenlast von sechs
Millionen nicht weiter hochschrauben.
Das heißt z.B. im Bereich der öffentlich
geförderten Beschäftigung, die Diskussion
um die Zukunft der Arbeitsgesellschaft und
Fragen der Vollbeschäftigung mit zu füh-
ren. Lederer betont dies auch vor dem
Hintergrund des Verhältnisses von Partei
und Fraktionen. Einig wird man sich im
Verlauf des Tages an dieser Stelle schnell,
sowohl Magdeburg als auch Berlin plädie-
ren für ein wesentliches Kriterium in den
parteiinternen Debatten – für das der Soli-
darität. | Anke Lohmann

Berlin beginnt
ThemaKLARTEXT



3.2008    9|

Zugegeben – es ist ein etwas sperri-
ger Titel, den wir für den Antrag des Lan-
desvorstandes an den Landesparteitag im
September fanden. Doch trägt er – und
was soll ein Titel anderes – dem Inhalt des
Antrages Rechnung. Seine Ausgangs-
punkte sollen hier skizziert werden.
Es ist für uns als demokratische und sys-
temkritische Partei eine spannende wie
notwendige Aufgabe zu diskutieren, was
für uns den Gehalt der Demokratie aus-
macht, und zu benennen, was ihr Wirk-
samwerden in unseren Augen begrenzt.
Der Antrag des Landesvorstandes versteht
sich daher als Angebot zur Diskussion
dieser Thematik. 
Es sind zunächst schon vertraute Proble-
me, die im ersten Teil des Antrages be-
schrieben werden: Die sinkende Wahlbe-
teiligung, das allgemein schwindende
Vertrauen in die Lösungskompetenz von
Politik und Parteien, die sinkende Bereit-
schaft vieler Menschen, sich aktiv in (par-
tei)politische Diskussions- und Entschei-
dungsprozesse einzubringen, gleichzeitig
rechtsextreme Wahlerfolge und darüber
hinaus tief verwurzelte rechte und rechts-
extreme Einstellungen quer durch alle
Schichten der Gesellschaft. Kurz – es ist
eher die Angst vor der Offenheit und Un-
wägbarkeit der Zukunft als das Selbstbe-
wusstsein, ihre Gestaltung in der Hand zu
haben, die Viele plagt. Immer mehr Men-
schen fühlen sich eher als Objekte politi-
scher Entscheidungen denn als Subjekte
einer freien und gleichen Gesellschaft.
Hier wird die Diskrepanz zwischen Ideal
und Praxis der demokratischen Verfasst-
heit der Bundesrepublik deutlich, die der
Antrag zu beschreiben versucht. Neu ist
dieses Missverhältnis jedoch nicht. Politik
und Parteienverdrossenheit lassen sich
auch in anderen Zeiten beobachten und
wurden oft genug als Bürgerschelte durch
Politiker artikuliert. In einem zweiten
Schritt versucht der Antrag daher, spezi-
fische und neue Herausforderungen für
die Demokratie im 21. Jahrhundert zu be-
nennen und damit einhergehende Gefah-
ren abzuleiten, die uns von einer Krise der
Demokratie sprechen lassen. 
Wir haben es mit der Umsetzung der
Agenda 2010 mit einer neuen Qualität

unsozialer Politik zu tun. Die von der LIN-
KEN vielfältig und zu Recht kritisierte De-
montage des Sozialstaates birgt neben
verheerenden sozialen Brüchen auch tief-
greifende demokratische Probleme. Denn
Menschen, die auf die Solidarsysteme der
Gesellschaft angewiesen sind, werden
durch diese nicht nur in Armut gedrängt,
sie werden auch in ihren Teilhabemög-
lichkeiten an nahezu allen gesellschaft-
lichen Teilbereichen beschränkt. In dem
Moment aber, in dem die wirtschaftliche
Situation eines Menschen über seine Teil-
habe am demokratischen Gemeinwesen
entscheidet, ist die Grundvoraussetzung
der Demokratie, die freie und gleichbe-
rechtigte Partizipation aller, untergraben. 
Parallel zur Erosion des Sozialstaates wird
der demokratische Rechtsstaat durch die
Einschränkung wesentlicher bürgerlicher
Grundrechte in verschiedenen Bereichen
faktisch ausgehöhlt. Prominentes Beispiel
sind die so genannten Terrorismusbe-
kämpfungsgesetze, die weniger zur Ge-
fahrenabwehr beitragen als vielmehr dem
Ausbau des präventiven Überwachungs-
staates dienen und von einem durch und
durch autoritären Staatsverständnis zeu-
gen. 
Indem er diese beiden Politikfelder als
Hauptpunkte unserer Kritik beschreibt,
sagt der Antrag bereits viel über unseren
Demokratieansatz aus. Für uns gewinnt
Demokratie ihren Gehalt aus dem Zu-
sammenhang von sozialen und politi-
schen Rechten. Erst durch diese Verknüp-
fung wird unsere Kapitalismuskritik zu ei-
ner linken. Deswegen beschreibt der
Antrag gleichwertige Lebensverhältnisse
als die soziale Basis der Demokratie und
umreißt das Selbstverständnis der LINKEN
als Bürgerrechtspartei. 
Ein Kernbereich des Antrages ist dem
Thema Rechtsextremismus gewidmet. Er
stellt in all seinen Facetten eine evidente
Bedrohung für die Demokratie dar. Wir-
kungsvoll kann er nur durch das Agieren
der Bürger und Bürgerinnen selbst, als
souveräne Demokraten, bekämpft werden.
Wir sehen dabei den Staat in der Pflicht,
die Rahmenbedingungen für zivilgesell-
schaftliche Gegenstrukturen zu schaffen,
Engagement zu fördern und nicht zuletzt

die finanzielle Absicherung für Struktur-
und Netzwerkarbeit gegen Rechtsextre-
mismus zu gewährleisten und zu versteti-
gen. Der Antrag greift deshalb Überlegun-
gen aus dem Landesprogramm gegen
Rechtsextremismus der Landtagsfraktion
DIE LINKE auf und unterbreitet Vorschlä-
ge zur Qualifizierung der politischen
Maßnahmen gegen Rechtsextremismus.
Es kann in der politischen Analyse nicht
um Schuldzuweisungen an die Bürger ge-
hen. Der Mangel an aktiven Demokraten
ist auch Ergebnis der Entscheidungen der
politischen Eliten der Gesellschaft. Dann
verstärken selbst die auf demokratischem
Wege getroffenen Entscheidungen die
Krise der Demokratie. Es ist an uns, die
Demokratie nicht nur zu verteidigen, son-
dern vor allem politische Alternativen zu
entwickeln, die diese Krise zu überwin-
den vermögen und Demokratie lebendig
zu gestalten. 
Deshalb: Für eine Demokratisierung der
Demokratie! | Henriette Quade

http://www.dielinke-sachsen-
anhalt.de/partei/parteitage
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Voraussetzung der Demokratie – selbstbewußte BürgerInnen
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Gerade ein Jahr war ich Abgeordnete
im Bundestag, da wurde ich gebeten,
über das Verhältnis der LINKEN zu For-
schungs- und Technologieentwicklung zu
sprechen. Als ich davon Kolleginnen und
Kollegen erzählte, kam prompt die Ge-
genfrage: „Ja was für ein Verhältnis ha-
ben wir denn zu Technologiepolitik?“
Das bringt ein Problem der LINKEN auf den
Punkt, geht doch die Gegenfrage davon
aus, dass DIE LINKE der Partei- und ge-
sellschaftlichen Öffentlichkeit bislang ihre
Sicht auf Perspektiven von Forschungs-
und Technologieentwicklung schuldig ge-
blieben ist. Für einzelne Themen liegen
Positionspapiere der Bundestagsfraktion
vor, die wissenschaftlich-technische Ent-
wicklungen national wie auch global re-
flektieren. Soziale, ökologische, ethische,
wirtschaftliche und kulturelle Fragen wer-
den in ihrer Bedeutung für solidarische und
friedliche Perspektiven menschlichen Zu-
sammenlebens betrachtet.
Gemessen an Tragweite und Umfang von
Forschungs- und Technologieentwicklun-
gen handelt es sich allenfalls um Anfänge.
Aktuell wird DIE LINKE eher mit demon-
strativen Ablehnungen in Verbindung ge-
bracht – beispielsweise gegenüber der
Nutzung von Kern- und Fusionsenergie,
gegen Kohleverstromung oder gegen grüne
Gentechnik. Einzelne Vertreter der LIN-
KEN haben sich auch gegen Nanotechno-
logie, Stammzellforschung, gegen diverse
biotechnologische Entwicklungen und
Anwendungen in der Genetik ausgespro-
chen. Selbst wenn differenzierende Wer-
tungen nachlesbar sind, gehen diese
kaum in öffentliche Diskussion ein. Nun
ist das so neu für uns LINKE nicht. Auf an-
deren Politikfeldern, in denen wir kon-
zeptionell deutlich weiter sind, werden
auch systematisch unsere Argumentatio-
nen ausgeblendet oder einseitig darge-
stellt. Das ist oftmals politisch motiviert.
Dennoch werden uns beispielsweise im
Sozial- und Bildungsbereich laut veröf-
fentlichter Umfragen hohe Kompetenzen
zugeschrieben. Bezogen auf innovative
Entwicklungen fehlen uns dagegen solche

Moderne 
Gesellschaftstheorie

KLARTEXT Thema

Akzeptanzwerte. DIE LINKE wird nur sel-
ten mit dieser Thematik in Verbindung
gebracht. Unsere selektiven Positionen
sorgen zusätzlich für Widersprüche und
neue Fragen sobald ein Gesamtbild nach-
vollzogen werden soll. Dabei gab es in der
PDS und gibt es in der neuen LINKEN, bei
der Rosa-Luxemburg-Stiftung oder der
„Beckmann-Akademie“ durchaus das
notwendige intellektuelle Potential.
Wir LINKE werden in den nächsten Jahren
nicht umhin kommen, dem Thema For-
schungs- und Technologiepolitik deutlich
mehr Beachtung zu schenken und we-
sentliche Technologiefelder wie Raum-/
Luftfahrttechnik, Energiegewinnungs-,
Speicher- und Techniken zur Verbrauchs-
minimierung, Nanotechnologie, Lebens-
wissenschaften und Gesundheitsforschung,
Gesundheits- und Medizintechniken, Um-
welttechnologien, Produktionstechniken,
Verkehrstechniken, Bio- und Gentechno-
logie sowie Bionik zu bewerten.
Dazu aber müsste eine Mehrheit in der
Partei Forschungs- und Technologiepolitik
als eigenständigen Politikbereich begrei-
fen. Moderne linke Gesellschaftstheorien
können auf konzeptionelle und in sich
stimmige Ansätze für Forschungs- und
Technologiepolitik nicht verzichten! Im-
merhin resultieren daraus Entwicklungen,
die das Zusammenleben der mensch-
lichen Gemeinschaft nachhaltig verändert
haben und weiter verändern werden. Ver-
unsicherungen und Irrationalitäten in
Entscheidungssituationen können durch
wissenschaftlich fundiertes Wissen redu-
ziert werden. Die Gründung der LINKEN
und ihre Programmdebatte bieten für
Transparenz und Aufklärung neue Chan-
cen. Schon in den „Programmatischen
Eckpunkten auf dem Weg zu einer neuen
Linkspartei“ heißt es zu „Wissenschaft
und Bildung, Medien und Kultur: Beitrag
zur Aufklärung und Emanzipation statt
Selbstvermarktung“:
„Wir treten ein für die Stärkung der
Grundlagenforschung, für ein ausgewo-
genes Verhältnis von theoretischer und
anwendungsorientierter Forschung und

Lehre, für den Abbau hierarchischer Struk-
turen und größere Selbstständigkeit des
Mittelbaus. Wir wenden uns gegen Patente
auf Gene von Lebewesen, insbesondere
von Menschen, sowie Software. Wir unter-
stützen die Open Source- und Open Ac-
cess Software-Bewegung.“ Und weiter
wird der Förderung innovativer Potentiale
Ostdeutschlands und strukturschwacher
Gebiete eine absolute Priorität einge-
räumt. Nicht zuletzt wird davon ausge-
gangen, dass ein Richtungswechsel, dass
die strategischen Ziele der neuen LINKEN
ohne Dialog und die Zusammenarbeit mit
„progressiven Vertretern aus Wissenschaft
und Kultur“ nicht erreichbar sein werden.
Dass DIE LINKE eher mit Technikskepsis ja
sogar mit Wissenschaftsfeindlichkeit in
Verbindung gebracht wird, halte ich für
ein gravierendes konstitutives Problem
einer modernen, weltoffenen LINKEN.
Wer Gesellschaft verändernde Visionen
vertritt, muss auf die Konditionierung der
Grundlagen eines leistungsfähigen und
verteilungsgerechteren Gemeinwesens
überzeugende Antworten finden. Der ak-
tuelle Zuspruch gegenüber der LINKEN ist
mit Erwartungen verknüpft, dass unsere
Konzepte eine nachhaltige Verbesserung
von Lebensqualität, Ressourceneffizienz
und natürlicher Lebensgrundlagen er-
möglichen – aktuell bzw. „noch in diesem
Leben“ und für Kinder, Enkel sowie nach-
folgende Generationen. Uns wird zuge-
traut, dass wir anders auf die globalen
und lokalen Herausforderungen und Kon-
flikte dieser Gesellschaft reagieren als das
durch andere Parteien geschieht.
Zukunftsfähig wird DIE LINKE nicht, wenn
sie sich einseitig auf Verteilungs- und Ei-
gentumsdebatten vor sozialem Hintergrund
fokussiert. Wir sollten Wissenschafts- und
Technologieentwicklungen offensiv, selbst-
bewusst und inhaltlich Neuem aufgeschlos-
sen in eine kompetente Technikfolgeab-
schätzung und Wissenschaftskritik einbet-
ten.
Bildung, Kultur, Medien, Forschungs- und
Technologieentwicklung werden von uns
mit einem zivilisatorischen Anspruch ge-
dacht. Ein solches Herangehen ermöglicht,
das Wesen gesellschaftlicher Entwicklung
und der Globalisierung zu erfassen. Aktuell
reduziert die Bundesregierung diese The-
men auf reine Standortfaktoren und setzt
sie in eine funktionale Beziehung zu Ar-
beit, Markt und Kapital. Dass Innovatio-
nen eine höchst widersprüchliche bzw.
ambivalente Wirkung auf die Gesellschaft
haben, bleibt nahezu ausgeblendet.
Innovationspolitik bezeichnet die Bundes-
regierung im jüngsten Bericht zu For-

Visitenkarte linker Innovations- und Technologiepolitik



schung und Innovation von 2008 „als zen-
trales Element ihrer Wachstumspolitik“.
Diesen expansiven Ansatz kritisiert DIE
LINKE. Wir gehen von einem weltweit ko-
operativen Ansatz aus. Unsere Idee zeigt,
dass moderne Gesellschaften zu verfallen
drohen, wenn sie nicht ihre eigenen Re-
produktionsbedingungen – soziale, kultu-
relle, ethische, ökologische, ökonomi-
sche u.a.m. – mittels wissenschaftlich
fundierten Wissens in ein ausgewogenes
Verhältnis zueinander bringen. Darin lie-
gen für DIE LINKE Chance und Herausfor-
derung, das Gesellschaft gestaltende Po-
tential von Bildung sowie Forschungs-
und Technologieentwicklung in ihre Pro-
grammatik zu integrieren.
Erstens sind Inhalte und Potentiale der
Ergebnisse aus Wissenschaft und Techno-
logie zu analysieren. Es ist abzuwägen, ob
diese neuen Alternativen als Fortschritt
gegenüber bisher genutzten Mitteln und
Wegen zu betrachten sind. Wo-rin beste-
hen Vor- und Nachteile? Daraus können
wir eine inhaltliche Bewertung ableiten!
Zweitens ist einzuschätzen, welche Wir-
kungen von diesen Innovationen ausge-
hen. Eine seriöse Risikobewertung ist ins
Verhältnis zu Möglichkeiten und tradierten
Praktiken zu setzen. Welche Konsequen-
zen sind für Lebensqualität, Ressourcen-
effizienz und natürliche Lebensgrundla-
gen absehbar? Diese innovationsbezoge-

ne Folgeabschätzung induziert positive
oder negative Empfehlungen.
Drittens müssen wir uns damit ausein-
andersetzen, unter welchen gesellschaft-
lichen, wirtschaftlichen und rechtlichen
Rahmenbedingungen die Anwendung er-
folgt. Wir fragen natürlich vor allem nach
dem „Gewinn“ für die Gesellschaft. Im-
merhin handelt es sich um Erkenntnisse,
die maßgeblich unter öffentlicher Förde-
rung erzielt wurden. Die Gesellschaft soll-
te doch wohl nicht Kosten von Forschung
und Entwicklung tragen, während anfal-
lende Verwertungsgewinne privatisiert
werden.
LINKE werden innovative Prozesse immer
auch mit besonderer Sensibilität für Sozial-
und Beschäftigungsperspektiven einschät-
zen. Oft genug handelt es sich um Ratio-
nalisierungsinnovationen, die zu Stellen-
abbau führen. Dagegen können Innova-
tionen auch mehr Beschäftigung infolge
neu entwickelter Produkte, Verfahren und
Technologien bieten. Weitere Fragen ver-
binden sich mit humaneren Arbeitsbedin-
gungen. Was haben niedrig qualifizierte
Beschäftigte zu erwarten? Sind Qualifi-
zierung bzw. Weiterbildung eingebettet?
Welche Löhne sind für Hoch- und Nie-
drigqualifizierte zu erwarten? Längst gibt
es auch Millionen Hochqualifizierte mit
Niedriglohn – gleich ob sie abhängig Be-
schäftigte oder Selbständige sind.

DIE LINKE thematisiert Chancen für den
Umbau wirtschaftlicher Strukturen. Unse-
re Wirtschaftsförderkonzepte gehen von
einer Stärkung innovativer kleiner und
mittelständischer Unternehmen gegenü-
ber Großunternehmen bzw. Konzernen
aus. Für strukturschwache Gebiete, ins-
besondere ostdeutsche Verhältnisse, ha-
ben wir dies als eine Grundvoraussetzung
des Strukturaufbaus und –wandels be-
stimmt. Lebens- und Arbeitsräume mit
selbst bestimmbaren, gesicherten sozia-
len und wirtschaftlichen Perspektiven
sind wesentliche Zielfunktion linker Wirt-
schaftskonzepte.
Dieser Ansatz integriert sich sehr gut in
Gesellschaft gestaltende und verändern-
de Ansprüche der LINKEN. Es gibt viele
Gründe, offensiv und öffentlich in Fort-
schrittsdebatten einzugreifen. Wir öffnen
so auch die Partei gegenüber jenen, die
mit ihrer Kreativität Innovationen über-
haupt erst ermöglichen. Aber das ist
schon wieder ein neues Thema – Das Ver-
hältnis der LINKEN zu den Intellektuellen
und Kreativen dieses Landes und zu ge-
sellschaftlicher Öffentlichkeit. 

Dr. Petra Sitte ist Sprecherin für 
Forschungs- und Technologiepolitik 
der Bundestagsfraktion der LINKEN.
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Die Colbitz-Letzlinger Heide ist das
größte unbewohnte Gebiet Deutschlands
und die größte nicht landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche Mitteleuropas. Zwischen den
Städten Gardelegen, Haldensleben, Wol-
mirstedt und Tangermünde erstrecken
sich die 80 000 Hektar schutz-würdiger
Landschaft im Norden Sachsen-Anhalts.
Der Versiegelungs- und Bebauungsgrad
ist minimal. Deshalb gibt es dort selten
gewordene Biotope und vom Aussterben
bedrohte Tier- und Pflanzenarten. Unter
der Heide verbirgt sich ein Schatz, ca. 3,3
Milliarden m3 Wasser von fast idealer
Reinheit. Das ist eine Wassermenge, die
ungefähr dem 30-fachen Inhalt der Rapp-
bode-Talsperre im Harz entspricht. Die-
ses Trinkwasser ist regionale Lebensquel-
le für über 600.000 Menschen. 
Seit den 1930er Jahren beschränkt die
militärische Nutzung den freien Zugang zur
Heide. Nach Kriegsende übernahm die
sowjetische Armee das Gelände vollstän-
dig, so dass es für Zivilisten vollständig
unzugänglich wurde. Anfang der 1990er
gab es wieder Hoffnung für eine zivile und
ökologische Nutzung. 1991 beschloss der
Landtag von Sachsen-Anhalt die aus-
schließlich zivile Nutzung der Colbitz-

Letzlinger Heide. Es entstand die Hoff-
nung auf einen Naturpark mit der Grün-
dung des Fördervereins Naturpark Col-
bitz-Letzlinger Heide e.V. und der Bil-
dung des Zweckverbandes, der Träger
des Naturparks werden sollte. 
1991 stellte die junge PDS-Fraktion, im
Oppositionsstatus, einen Antrag zur aus-
schließlich zivilen Nutzung der Heide, mit
dem Ziel der Schaffung eines Naturparks.
Der im Umweltausschuss beratene Antrag
fand mit geringfügigen Änderungen eine
überwältigende Mehrheit, er war der erste
Antrag der PDS, der angenommen wurde.
Die Hoffnungen für eine militärfreie Col-
bitz-Letzlinger Heide, die Chancen für ei-
nen Naturpark in diesem Gebiet waren
Mitte der 1990er Jahre zum Greifen nahe. 
Schaut man zum Nationalpark Eifel oder
zum Nationalpark Bayerischer Wald, lässt
sich erahnen, welchen große Chance für
diese Region in den letzen Jahren vertan
wurde. 1993 beschloss der Bundestag,
gegen den Landes- und Bürgerwillen, die
Einrichtung eines Truppenübungsplatzes.
1997 unterlief SPD-Innenminister Püchel
den Landtagsbeschluss mit seinem so ge-
nannten Heidekompromiss. 2002 wurde
die Verordnung des überarbeiteten Na-

turparkkonzeptes, als Ringlösung, zerre-
det. Auf Initiative der FDP und CDU gab
man 2004 die Verpflichtung der Bundes-
regierung zur Rückgabe von 5000 ha Süd-
heide preis. Bereits seit 1993 hatte die
Bundeswehr das Kerngebiet von 23 000
ha übernommen, seit 2000 wird im Ge-
fechtsübungszentrum der Kriegseinsatz
der Bundeswehr im Ausland, insbesonde-
re für Afghanistan geübt.
Die Bürgerinitiative OFFENe HEIDe de-
monstriert seit 15 Jahren dagegen. Seit
dem 1. August 1993 finden die „Friedens-
wege“ statt, jeden ersten Sonntag im
Monat wird ein Stück Heide symbolisch in
Besitz genommen. Die Initiative unter-
stützt auch das Projekt eines Naturparks. 
Anlässlich des 15-jährigen Wirkens der
Bürgerinitiative OFFENe HEIDe gratulierte
DIE LINKE zu den Feierlichkeiten Anfang
September 2008. Der Landesvorsitzende
der LINKEN. Sachsen-Anhalt  Matthias
Höhn und der Fraktionsvorsitzende Wulf
Gallert würdigen das Jubiläum auf dem
182. Friedensweg: „In den letzten 15 Jah-
ren hat die PDS und jetzt DIE LINKE das
Ziel einer militärfreien Heide angestrebt
und fühlt sich mit der Bürgerinitiative
verbunden. Allen Akteuren, die diese 15
Jahre mit ihrem Engagement erfüllten, ist
zu danken. Trotzdem, wir wollten hier ei-
nen Naturpark entstehen lassen und nicht
ein Gefechtsübungszentrum. DIE LINKE
kämpft für andere Mehrheiten, die die
Wiederaufnahme dieses Projektes ermög-
lichen.“
Angesichts eines Gefechtsübungszen-
trums, in dem auch der Einsatz der
Bundeswehr in Afghanistan trainiert wird,
sind sich Bürgerinitiative und DIE LINKE
einig. Die Verlängerung und Erweiterung
der Bundeswehrmandate in Afghanistan
ist abzulehnen, die deutschen Streitkräf-
te aus Afghanistan sind abzuziehen. DIE
LINKE unterstützt die Petition der Frie-
densbewegung „Dem Frieden eine Chan-
ce – Truppen raus aus Afghanistan“ und
die geplante Demonstration anlässlich
der Mandatsverlängerung am 20. Sep-
tember 2008 in Berlin und Stuttgart.

OFFENe HEIDe
bleibt!
DIE LINKE würdigt 15 Jahre Friedensengagement

Panzerfurchen in der Landschaft – Alltag in der Colbitz-Letzlinger Heide
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Mit dem nächsten Landesparteitag
beendet Michael Entrich seine Tätigkeit
als Landesgeschäftsführer der LINKEN. Das
ist eigentlich etwas ganz Normales, wäre
Michael nicht eben mal seit 15 Jahren in
dieser Funktion erfolgreich tätig, exakt
seit dem 11.09.1993. Zuvor war Michael
Mitarbeiter im Landesvorstand und damit
seit der Gründung des Landesverbandes
Sachsen-Anhalt von Beginn an dabei. Ich
war damals der erste Landesvorsitzende
der PDS Sachsen-Anhalt. Rosi Hein war
stellvertretende Vorsitzende und Matthias
Höhn kannten die meisten von uns noch
nicht. Seit dem sind wir wie selbstver-
ständlich alle davon ausgegangen, dass
Micha zuverlässig und umsichtig seine
Funktion ausfüllt. Allenfalls haben wir mal
gefragt „Wie lange macht der Micha denn
schon den Job?“ Und nun so etwas.
Punkt. So einfach ist das.
Das Finale als Landesgeschäftsführer passt
haargenau zur Amtsführung von Michael
Entrich. Effektiv, geräuschlos, freundlich,
zielstrebig, unaufgeregt und Micha immer
da. Und wir alle hatten uns so schön da-
ran gewöhnt, dass Micha für alle da ist.
15 Jahre lang, wie wir jetzt erst bemer-
ken.
Mit Bernd Uschmann aus Halle hatte Micha
Entrich einen profilierten Vorgänger, ehe
er 1993 die Funktion übernahm. Jung,
unverbraucht und der Erneuerung der
Partei ausdrücklich zugewandt. Und da
war dann auch noch der legendäre Hans-
Joachim Winkelmann (1999 verstorben)
als Wahlkampfmanager an Michas Seite.
Eigentlich hätte das mit Micha alles schief
gehen müssen, ging es aber nicht, und
keiner außer Micha weiß warum. Irgend-
wann hat Micha sein Talent dafür ent-
deckt, die Strukturen der PDS und ihrer
zwei Nachfolgeparteien vorauszudenken.
Da wurden seine Freunde zeitweilig weni-
ger. Irgendwie hat er es dann doch ge-
schafft, dass man ihm glaubte. Was er
prognostizierte wurde dann gemacht. Die
Wünsche in der Partei nach Geschäfts-
stellen, Personal und an den Dienstleister
Landesvorstand waren zu allen Zeiten
größer als die Ressourcen der Partei. Par-
teireform mit Michas Zutun war eigentlich
immer. Behutsam und doch energisch hat
sich Micha dafür eingesetzt, dass die Ar-
beit im Landesverband effektiver wurde,
und dies auch mit Hilfe moderner Kom-
munikationstechnik. Letztere kam bekannt-

lich nicht von selbst über uns. Eigentlich
fand niemand einen Grund, Michael Ent-
rich nicht leiden zu können. Einige haben
es dennoch versucht, vorwiegend ohne
Erfolg.
Schließlich war da fast immer auch Wahl-
kampf, irgendwo im Land. Und an fast al-
len war Micha irgendwie beteiligt, im
Landeswahlbüro oder eben irgendwo vor
Ort. 
Bei der Bildung der Partei DIE LINKE hat
Michael aktiv mitgewirkt, auch über
Sachsen-Anhalt hinaus. Dass er heute der
erste Landesgeschäftsführer der Linkspar-
tei in Sachsen-Anhalt ist, war offenbar für
langjährige wie neue Parteimitglieder
ganz folgerichtig.
Micha hat wenig bis gar nicht über seine
Lage geklagt. Wer immer klaglos Dienst
tut, fällt eben weniger auf. Meine Nach-
folgerInnen im Amt als Landesvorsitzende
Rosi Hein und Matthias Höhn wussten
ebenso Michas Loyalität und Zuverlässig-
keit zu schätzen. Das ist ungewöhnlich,
denn so sehr wir drei Landesvorsitzenden
uns politisch nahe sind, ganz verschiedene
Typen sind wir allemal.
Micha hat uns alle irgendwie ertragen, es
bleibt sein Geheimnis, wie er das ge-
macht hat. Mensch Micha, nun sagst Du
einfach Tschüss zur so lange ausgeübten
Funktion.
Das kannst Du doch nicht machen! Doch,
das kannst Du machen, und das bist ganz
Du.

Mensch Micha: Danke!

Mensch Micha!

Roland Claus
ist Bundestagsabgeordneter
der LINKEN und war von 1991
bis 1997 erster Landesvorsit-
zender der PDS.

Michael Entrich
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vorausgesetzt, dass die Grünen Andrea
Ypsilanti und Willi van Ooyen zur Verfü-
gung stehen, wenn die sie brauchen.
Der Versuch, in Hessen eine von der LIN-
KEN tolerierte rot-grüne Regierung zu bil-
den, sowie der Druck auf die SPD, sich im
Saarland und in Thüringen gegebenenfalls
auch in eine rot-rote Koalition unter Füh-
rung der LINKEN zu begeben – das sind
viel erregendere Dinge. Die Wahlkämpfe
2009 werden immer auch ein Wahlkampf
gegen das „Gespenst“ eines entstehen-
den rot-roten Lagers sein. Auch wenn da-
bei noch so scharf gegen die LINKE pole-
misiert und gar zum Kreuzzug aufgerufen
wird – der eigentliche Adressat ist doch
die SPD. Sie will man nicht nur mit der
Kommunismus-Keule klein halten und ei-
ner Machtoption berauben – ihr Zerfalls-
prozess ermuntert alle Konkurrrenten,
gerade dort auf Wählerfang zu gehen.
Wenn es einen Wahlkampf aller anderen
gegen eine einzige konkurrierende Partei
geben wird – dann gegen die SPD.
Die absehbare Kampagne gegen das rot-
rote Gespenst wird jedoch weniger ge-
spenstisch sein als die Rote-Socken-
Kampagne vor 15 Jahren. Seit Ende der
90er Jahre gibt es bundesweit und schon
länger in einer Reihe von Ländern eine
nominelle Mitte-Links-Mehrheit, die aller-
dings parlamentarisch nie umgesetzt wur-
de, weil die wechselseitigen parteipoliti-
schen Vorbehalte dagegen zu groß waren.

Nun ist es zunächst die dramatische
Schwäche der SPD die dazu führt, dass
die Blockade-Kraft dieser Vorbehalte ero-
diert. 
Dahinter steht jedoch etwas anderes: Das
Land ist in Bewegung geraten. Die Gesell-
schaft – in West wie Ost – versichert sich
nach dem Furor der deutschen Einheit,
nach Kohls Standort-Deutschland-Politik
und Schröders Agenda 2010, nach Terror-
Phobie und immer mehr Kriegseinsätzen
nun selbstbestimmt und aus eigener Kraft
jener Basis an Institutionen, Werten und
Regularien, die sie nicht preisgeben und
nicht weiter unterhöhlen lassen will. Es
geht um das, was die Gesellschaft – unbe-
schadet ihrer sonstigen vielfältigen kultu-
rellen, politischen, religiösen Vorlieben –
ausmacht, was ihre „Mitte“ sein soll und
muss, wo ihre Grenzen liegen. 
Mittlerweile ist neben die soziale Gerech-
tigkeit ein weiterer Kernbegriff getreten:
Wohlstandsverlust – und zwar für (fast) alle,
nicht mehr „nur“ für die Schwachen, für
jene, die Pech gehabt haben. Seit Jahren
diagnostiziert die Sozialforschung, dass
die soziale Frage auch die Mittelschicht
erfasst hat. Jetzt bricht sich diese Tatsa-
che im politischen Bewusstsein Bahn. Die
Deutschen insgesamt nehmen ihr Land
immer weniger als ein Land im Wohlstand
wahr – und zugleich glaubt kaum noch je-
mand, dass der Lebensstandard künftig
noch bzw. wieder steigen wird.1 Damit
korrespondiert eine Veränderung an der
Spitze der politischen Agenda: Im ZDF-
Politbarometer vom Juli rangierte das
Thema Kosten, Preise und Löhne inzwi-
schen mit 60 Prozent der Nennungen
erstmals vor der Arbeitslosigkeit mit 34
Prozent. 
Es zeichnet sich ab: An diesem Thema
werden alle Wahlkämpfer des Jahres 2009
sich messen lassen müssen – unabhängig
davon, ob sie das so geplant haben oder
nicht. Dieses Thema ist denn aber auch
nicht mehr das Monopol einer Partei oder
eines Lagers – dazu haben alle etwas vor-
zubringen. In Fragen der sozialen Gerech-
tigkeit wird der Linkspartei die Initiative
kaum zu nehmen sein – in Fragen der all-
gemeinen Wohlstandsentwicklung hinge-
gen ist der Wettbewerb zunächst wieder
offen.

1| Vgl. Umfrage Bankenverband vom Juni 2008, S. 10

Dr. Thomas Falkner
ist Journalist und Politikbera-
ter der LINKEN in Branden-
burg.

In Deutschland wird ein Kreuzzug
geführt. Das hat es lange nicht gegeben.
Von Bayern geht er aus. Bayern, das ist –
und bleibt – „das Urbollwerk gegen den
Kommunismus“. So sieht man es z. B. bei
der Schweinfurther CSU. Und auf solche
Bollwerke stützt sich Erwin Huber – er, der
CSU-Vorsitzende, hat vor der bayerischen
Landtagswahl diesen Kreuzzug gegen die
LINKE ausgerufen. Kreuzzug – das ist die
Marke, die man erreichen muss, wenn
man sich von den schrillen Attacken aller
anderen Parteien auf die LINKE überhaupt
noch abheben will.
Werden so die Wahlkämpfe des kommen-
den Jahres verlaufen? 
Noch bis weit in die Sommerpause hinein
war das Fünf-Parteien-System, das mit
der LINKEN in Deutschland entstanden
ist, das alles beherrschende Deutungs-
muster. Sicher: „Kleine“ Zweier-Koalitio-
nen werden in der Tat rechnerisch immer
seltender möglich und die Parteien daher
gezwungen sein, bei der Suche nach
Bündnispartnern über die klassischen
Grenzen zwischen den parteipolitischen
Blöcken zu schauen und Brücken zu bau-
en statt Blockaden zu errichten. 
Doch die Konzentration auf solche Fein-
heiten bleibt Sache der Tüftler und Stra-
tegen. Dass die Grünen in Hamburg mit
der CDU regieren – welchen Einfluss hat
das auf die öffentiche Meinung derzeit?
In den Hessen-Debatten wird einfach

Zwischen Kreuzzug
und Wettbewerb
Das Jahr vor der Bundestagswahl hat begonnen.

Bayern – Erwin Hubers „Bollwerk“ gegen den Kommunismus



Lieber, sehr verehrter Freund,

einige Zeit ist ins Land gegangen, und so
will ich unsere Korrespondenz wieder auf-
leben lassen. Die parlamentarische Som-
merpause ist schon wieder dahin gegan-
gen, oder sollte ich besser sagen: ge-
plätschert? Ja, es ist traurige Wahrheit,
auch der politische Sommer war ge-
zeichnet von jener Tristesse, die hier
über weiten Teilen des politischen Le-
bens liegt. Es gibt ja nicht einmal mehr
das doch so traditionelle politische Som-
mertheater, von reinigenden Sommer-
gewittern ganz zu schweigen. Das deu-
tete schon die vorsommerliche Landtags-
sitzung an, still rann das Bächlein dahin.
Selbst die so lang erwartete Änderung
der Geschäftsordnung – ich schrieb Ih-
nen wohl dazu – verrann eher im Sande.
Eine kleine Aufregung gab es dann doch
noch: Wir haben nun einen weiteren Par-
lamentarischen Untersuchungsausschuss,
er soll nach dem Willen der Linken Re-
gierungsversäumnisse bei illegalen Müll-
geschäften aufdecken. Dass es da im
Vorfeld einen heftigen Schlagabtausch
zwischen Wirtschafts- und Umweltminis-
terium gab, war nur peinlich, es sollte
eigentlich zum politischen Elementarwis-
sen gehören, dass öffentliche Schwarze-
Peter-Spiele selten zu gewinnen sind.
Und auch die Haltungsnoten sind dann
zumeist nur mies. So leider auch hier.
Mein lieber Freund, Sie werden es nicht
glauben – die Hunde beißen immer noch.
Manchmal kann ich mich des Eindrucks
nicht erwehren, dass wir einer Opposi-
tion wahrlich nicht bedürften. Die Kö-
nigskinder kommen einfach nicht zu-
sammen. Ich habe – wohl mit Ausnahme
des Bildungsbereichs – bislang noch sel-
ten eine solch glaubens- oder gar ideo-
logiebelastete Debatte erlebt. Da geht es
um Listen, um Versicherungen und was
noch alles. Jüngst nun wurde mit Ver-
wunderung registriert, dass die ganze
Sache auch noch Geld kosten wird! Mir
scheint, damit ist das Gesetz wohl wie-
der auf den Sankt-Nimmerleins-Tag ver-
schoben. Vielleicht erfreut das ja die
Hunde, ich für meinen Teil neige eher
zum Knurren…
Für Überraschungen sorgt immer wieder
einmal unser verehrter Ministerpräsi-
dent. Manche, so meinte er der ge-
schätzten Öffentlichkeit mitteilen zu
müssen, könnten es ja nicht erwarten,
dass er „abkratze“. Ob er damit gar Par-
teifreunde meinte, ließ er offen. Die
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Termine

LANDESVORSTAND 

20./21.09., 2. Tagung des 1. Landes-
parteitages der Partei DIE LINKE. Sach-

sen-Anhalt in Magdeburg, BTM, Rogätzer

Straße 8

27.09., ganztägig, Magdeburg –

Fachkonferenz der Landtagsfraktion

„Strategien gegen Kinderarmut“

14.10., 18.30 Uhr, Landesvorstands-
sitzung, Halle, Blumenstraße 16

28.10., 10.00 Uhr, Landesvorstands-
sitzung, Magdeburg, Ebendorfer Straße 3

8.11., ganztägig, Magdeburg –

Hochschulpolitische Konferenz
der Landtagsfraktion

15.11., 10.00 Uhr, Landesfinanzrat,

Magdeburg

ROSA LUXEMBURG STIFTUNG
SACHSEN-ANHALT

27./28.09., Wochenendseminar, Halle,
Hotel „Eigen“, Kurt-Wüsteneck-Straße 1
„1968 und das Projekt einer kritischen
Theorie der Gesellschaft“ bei Adorno

09.10., 18.00 Uhr, Magdeburg, „Links-
kurve“, Leiterstraße 2, Bildungspoliti-
sches Forum „Was soll Schule machen?
Mit Lene Tiedgen und Rosemarie Hein

22.10., 10.00 Uhr, Weißenfels, Kultur-
haus, Merseburger Straße 14, Tagung
„Rettet die Gemeindeschwester die 
Gesundheit auf dem Lande?“

12.11., 15.00 Uhr, Halle, Bürgerhaus alter-
nativE, Gustav-Bachmann-Straße 33, Lite-
rarische Veranstaltung zum 70. Jahrestag
der „Kristallnacht“ – Wider das Vergessen

Nachfolge-Debatte hatte ihn wieder ein-
geholt, auch so eine unselige Geschich-
te. Mit der Feststellung, er wolle bis zum
Ende der Legislatur durchhalten, wird er
wohl nicht ausschließlich Freude ausge-
löst haben. So wenig, wie mit seinem
Lob für die Linken, denen er eine exzel-
lente Basisarbeit bescheinigte. Hier
allerdings erwies er sich erneut als Meis-
ter der politischen Pirouette – nur wenige
Tage später griff er sie scharf an, unter-
stellte ihnen gar, die wollten uns alle
wieder einsperren. Nun ja, nach meiner
bescheidenen Auffassung hätte er sich
und uns allen wohl beides ersparen kön-
nen. Das Problem bei der Pirouette ist
eben, dass man sich zwar schnell be-
wegt, nur dummerweise nicht vom Fle-
cke kommt, wahrlich symptomatisch für
die Situation.
Nun mögen Sie mich fragen, wo die Ur-
sache für all dieses Gedümpel zu finden
sei. Ich kann Ihnen da nur meine Eindrü-
cke schildern: Koalitionen sind gemein-
hin keine Liebesverbindungen, aber die
verbindenden Leidenschaften sollte doch
die immer auch vorhandene Abscheu
voreinander dominieren. Und hier liegt
wohl unsere Crux: Es mangelt an ge-
meinsamen Leidenschaften, ganz im
Gegensatz zum benannten Gegenpol.
Unserer Koalition scheint mir zuneh-
mend nur noch sie selbst von Bedeutung
zu sein, ihre Fortexistenz. Denn der Preis
des Untergangs könnte sich als politisch
unbezahlbar erweisen. Das wissen wohl
alle von uns, aber was dann noch bleibt,
sind Peinlichkeiten, kleinliche Streite-
reien, inhaltsleere Kompromisse. Das mag
hart klingen, aber eben so erlebe ich es
höchst leidvoll. Und wie wir das alles
dem Wahlvolk erklären wollen…?
Um das Maß denn auch vollends zu fül-
len, abschließend noch eine weitere
Peinlichkeit. Mein Parlamentarischer Ge-
schäftsführer muss beim nachholenden
Zeitungsstudium ein Interview des Frak-
tionschefs der Linken ausgegraben ha-
ben, wo dieser lapidar feststellt, dass al-
len gehören solle, was alle benötigten.
Klingt gut, bedeutet aber Verstaatli-
chung, beispielsweise der Energienetze.
Mein verehrter Kollege sah hier eine will-
kommene Angriffsfront und betitelte sei-
nen Gegner als den Hugo Chavez von
Magdeburg. Nun mag man über derlei
lächeln – dummerweise aber hatte unser
Minister für Landesentwicklung und Ver-
kehr angesichts steigender Energiepreise
vor geraumer Zeit eben dies gefordert:
die Verstaatlichung der Energienetze. Da
fällt einem doch nichts mehr ein…

In freundlicher Verbundenheit
Ihr v. Aktenrath



Geheimnisse, Geständnisse und Zaubersprüche

Jürgen Jankofsky, Autor aus Leuna, legt zu seinem 55. Geburtstag im Mittel-

deutschen Verlag den Band „Sekret“ mit Erzählungen und Kurzgeschichten vor.

Auf der Umschlagseite wird der Begriff „Sekret“ erklärt. Einerseits bedeutet

dies im medizinischen Sinne „Absonderung“, andererseits ist es ein Begriff für

ein stilles Gebet des Priesters während der Messe oder auch – veraltet – für  

eine vertrauliche Mitteilung. 

Jankofsky spielt mit allen drei Erklärungen und unterstreicht seine „vertrau-

lichen Mitteilungen“ noch durch „Merseburger Zaubersprüche“, die das 

Bändchen in vier Teile gliedern, sowie durch zwei Dutzend Illustrationen ver-

schiedener Zeichner, welche die Geschichten augenzwinkernd kommentieren.

Mit 55 Jahren sieht man vieles gelassener, und mit feiner Ironie beschreibt 

Jankofsky seine zum Teil absurden Alltagserlebnisse bei der Post, in der Schule,

in der Familie oder in Merseburg.  Immer wieder reflektiert er dubiose Gegen-

wartserlebnisse und denkt an Jugend und Kindheit zurück. Man fragt sich, wie

stark die skurrilen Figuren aus der Jugendzeit karikiert sind, und erinnert sich

aber, auch selbst solche Klassenkameraden oder Lehrer erlebt zu haben. Seine

Kurzgeschichten erscheinen teilweise im vertraulichen Flüsterton, indem man

schon fast intime Beichten über die Ethik-Lehrerin Frau Grünke oder über eine

Mecklenburger Bibliothekarin erfährt.  An anderer Stelle poltert er los, wenn er

zum Beispiel in der Kneipe auf „Bruno“ trifft. Aber neben all den autobiografi-

schen Geheimnissen gibt es auch Geschichten um Persönlichkeiten, wie den

vom Autor verehrten Schriftsteller Walter Bauer oder auch Michael Timofeje-

witsch Kalaschnikow, den „Maschinenpistolenerfinder“. 

Jankofsky legt Mosaiksteine seiner Autobiografie vor, und man erfährt so man-

ches am Rande, dass sein Vater aus Schlesien vertrieben wurde, Sohn Jürgen 

in Merseburg aufwuchs, das Chemiestudium abbrach und zum langhaarigen

Berufsmusiker wurde oder wie er sich im Blauhemd fühlte. Der Absolvent des

Leipziger Literaturinstituts ist heute Geschäftsführer des Friedrich-Bödecker-

Kreises, Herausgeber der Zeitschrift „Ort der Augen“ und widmet sich der 

Literaturvermittlung in Sachsen-Anhalt. Der Titel des Bändchens ist richtig 

gewählt, Mal sind es Reflexionen „top secret“, Mal auch nur abgesonderte 

Erkenntnisse und ein anderes Mal stille Hoffnungen. Zugleich steckt in dem

amüsanten Erzählband eine gehörige Portion Zeitgeschichte vor und nach 

der Wende.

Jürgen Jankofsky
SEKRET 

Mitteldeutscher Verlag Halle 2008

ISBN 978-3-89812-570-3


